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In Städten mit
fortschrittlichen

Verkehrskonzeptenkommt
auch dasin Luxemburg

wenig bekannte Car−Sharing
zumEinsatz. Mittels

Spitzentechnologiekönnen
dabei Umweltschutz und
hohe Mobilitätin Einklang

gebracht werden.

Autofahren ist unökologisch
und ineffizient − das merkt man
spätestens, wenn man i m Stau
steht. Aber manchmal braucht
man doch einen PKW: Spät-
schicht auf der Arbeit, Großein-
kauf am Samstag, Familienaus-
flugins Grüne... Soentstand die
Ideedes Car−Sharings: Statt dass
jeder sein eigenes Auto besitzt,
teilt sicheine GruppevonPerso-
nen die Nutzungsrechte für ein
oder mehrere Autos. Die ersten
Initiativendieser Art entstanden
Ende der 80er in der Schweiz
undin Deutschland.
Aus dieser Zeit stammt auch

das Image des Car−Sharings: ei-
ne Freizeitbeschäftigungfür um-
weltbewusste IdealistInnen. Je-
de Fahrt mit demgeteilten Auto
musste erst umständlich reser-
viert werden, danach wurden
Zeit, Kilometerstand und gege-
benenfalls das Nachtanken säu-
berlich in eine Handliste einge-
tragen. Einmal i m Monat wurde
abgerechnet.

Smart &cool
Dass Car−Sharing ganz anders

sein kann, wurde auf einemSe-
minar am vergangenen Montag
deutlich, zu dem der Mouve-
ment Ecologique und die Stadt
Luxemburg eingeladen hatten.
"Weg vom Gebastel, hin zur
Dienstleistung", formulierte es
Reiner Langendorf vomschwei-
zerischen Car−Sharing−Unter-

nehmen Mobility, einer der Refe-
renten. Und Roger Theunissen
von der niederländischen "Stif-
tung für Car−Sharing" betonte,
von der Einfachheit her müsse
das System konkurrieren kön-
nen mit demeigenen Wagen. An-
ders als bei der traditionellen
Autovermietung werden beim
Car−Sharing die Wagen kurzzei-
tig aber häufig genutzt, und das
zu allen Tageszeiten und ohne
lange Voranmeldung. Machbar
und bezahlbar ist das nur bei
niedrigen Kosten pro einzelne
Transaktion und hoher Automa-
tisierung, so die Lektion aus
zehnJahrenErfahrung.
Der deutsche Car−Sharing−An-

bieter Cambio macht es vor: So-
baldjemandbucht− perInternet
oder telefonisch − wird die Re-
servationan den Bordcomputer
des gewünschten Wagens über-
tragen. Diese Person kann den
Wagen nun abholen: Sie − und
nur sie − kann ihn mit ihrer
Smart−Card öffnen und starten.
Der Bordcomputer registriert
dann vollautomatisch die ge-
fahrenen Kilometer sowie
die Nutzungsdauer zwecks Ver-
rechnung.
Lohnen tut sich der Umstieg

auf Car−Sharingfür Autobesitze-
rInnen, die weniger als 10.000
bis 12.000 Kilometeri mJahrfah-
ren. Bei Cambio Bremen zum
Beispiel fallen neben der Kauti-
on von 600 Euro monatlich
sechs Euro an. Hinzu kommen
die Nutzungskosten: Bei einem
Kleinwagen sind das 0,21 Euro
pro Kilometer sowie 1,90 Euro
proStunde. Damitist aber nicht
nur das Benzinbezahlt, sondern
auch die Fixkosten wie Ver-
schleiß, Wertverlust, Steuern
und Versicherung.

WegvomFundi, hinzum
Cleverle
Daraus ergibt sicheinzweiter

Vorteil: Der Verwaltungsauf-
wand für den eigenen Wagen
entfällt. Nie wieder Autowa-
schen, so Roger Theunissen,
das allein sei Grund genug, sich
für Car−Sharing zu entscheiden.
Untersuchungen zeigten, dass
dies vorallemMenschen mit ho-
her Bildung und gutemEinkom-
mentun. "Die ersten, die Autos
hatten, sindjetzt die ersten, die
aus demAutowahn aussteigen",
kommentierte Roger Theunis-
sen. Erfolgsfaktorenfür das Car−

Sharing seien der Preis, die Ser-
vicequalität, das spezielle Park−
Angebot sowie das Image: grün
undinnovativ− "... aber nicht zu
grün", fügteer hinzu.
Das fand auch Michael Glotz−

Richter, Stadtplaner bei der
Stadt Bremen: "Für Car−Sharing
werben wir nicht mit demArgu-
ment der Verzichts−Ethik son-
dern mit Wahlfreiheit und Be-
quemlichkeit." Diese neue Ver-
marktungsstrategie zeigt sich
darin, dass Bremen einen Opel
Astra Cabrioleti mSharing−Ange-
bot hat. Obwohl Car−Sharing−Un-
ternehmen in der Regel auf
schadstoffarme Wagen achten,
wird das Umweltargument in
den Werbebroschüren nur noch
als Bonus erwähnt. Laure Si mon
vomMouvement Ecologique da-
gegen meinte gegenüber der
woxx: "Esist ein wichtiges Plus,
die ökologischen Aspekte anzu-
sprechen. Das ist der Grund,
warum wir uns mit engagiert
haben."
Gleichgültig war den Referen-

tendie Umwelt aber keineswegs.
Michael Glotz−Richter erinnerte
kurz an das EU−Projekt ZEUS −
"Zeroandlowemissionvehicles
inurbansociety"−, andemauch
die Stadt Luxemburg beteiligt
ist. "Ein Problemist allerdings,
dass zuviele Autosin die Städte
fahren und dort Straßen− und
Parkraum beanspruchen. Das
lässt sich nicht durch alternati-
ve Antriebelösen", so der Stadt-
planer weiter. Außerdem wolle
manja, dass Leutein den Stadt-
zentren wohnten. Man müsse al-
so die Benutzung des Autos
minimieren, ohne sie aber ganz
ausschließenzukönnen.

Weniger, kleiner, sauberer
Dabei sei das Car−Sharing ein

Teil der Lösung. Denn: Wer ein
Auto besitzt, benutzt es auch −
direkt fallen ja nur die Benzin-
kosten an. Car−SharerInnen da-
gegen, die für jeden Kilometer
extra bezahlen, überlegen es
sich zwei mal und greifen oft auf
die kleineren Klassen zurück. In
vielen Haushalten ersetzt das
Car−Sharing auch nur den Zweit-
wagen. Allesinallem, das zeigen
Untersuchungen, fahren Car−
SharerInnen weniger, kleiner
undemissionsärmer.
Das PendlerInnen−Problemda-

gegen, das wurdeindenAntwor-
tenauf mehrereFragenaus dem
Publikum deutlich, lässt sich
nicht mit Car−Sharing lösen. So
betonten die Referenten die
Komplementarität mit dem Öf-
fentlichen Personen−Nahver-
kehr (ÖPNV). "Für Car−Sharing−
Mitglieder wird der ÖPNV
zum Hauptverkehrsmittel", so
Michael Glotz−Richter. Deshalb
seien ÖPNV−Betriebe häufig
Partner oder gar Betreiber von
Car−Sharing−Firmen.
Unklar ist, ob dieses Seminar

einStartsignal war oder nur eine
Alibifunktion hatte. Von der
Stadt Luxemburg waren trotz
mehrmaligem Nachfragen bis
Redaktionsschluss keine Aussa-
gen über Zukunftsperspektiven
zu bekommen. Das Gleiche gilt
für das Transportministerium,
von demnach unserenInforma-
tionen nicht einmal einE
VertreterIn anwesend war. Im
Sumpf der Luxemburger
Verkehrspolitik, das zeigt das
Trauerspiel umBTB, können die
bestenIdeenversinken.

RaymondKlein

Werbebroschüre von Cambio Bremen. Man beachte das Cabrioganzlinksin der L−Klasse.

Esist hingerichtet, Herr Premier
Just zu dem Zeitpunkt, an demJean−Claude Juncker i n
Chi na die "Luxemburger"−Visitenkarte für ei ne zukünfti-
ge wirtschaftliche Zusammenarbeit mit der aufstreben-
den Wirtschaftsmacht hi nterlässt, veröffentlicht
amnestyi nternati onal ei nen Bericht über Hinrichtungen.
Danach hat sich weltweit deren Zahl der gegenüber
dem Jahr 2000 verdoppelt. I n 31 Ländern si nd 2001
mehr als 3.048 Menschen bei offiziellen Hinrichtungen
getötet worden. Chi na führt diese trauri ge Hitliste an.
Allei n i m Zeitraum zwischen April und Juli 2001 si nd
nach Angaben von amnesty i m Rahmen ei ner scharfen
Kampagne gegen das Verbrechen mi ndestens 1. 781
Menschen getötet worden, die zudemzuvor oft gefoltert
worden seien, um Geständnisse zu erpressen. Erst
kürzlich hatte amnesty auch darauf hi ngewiesen, dass
China unter dem Deckmantel des Kampfs gegen den
Terrorismus nach dem 11.9. massiv gegen die Ui guren
i n der Provinz Xinjiang (Ostturkestan) vorgegangen ist,
Tausende Menschen festgenommen und auch an ei ni-
gen Personen das Todesurteil vollstreckt hat.
Chi na sei nerseits moniert, dass es bei der Bekämpfung
des Terrors kei nen doppelten Maßstab geben dürfe.
Erst i m März hatte man die USAkritisiert, die mit i hrem
vom Außenministeri um veröffentlichten Menschen-
rechtsbericht 2001 wieder ei nmal "die Rolle als
Weltrichter für Menschenrechte" ei ngenommen und vie-
le Staaten, ei nschließlich Chi na, der Menschenrechts-
verletzungen bezichti gt hätten, aber sich sel bst dabei
aussparen würden: "Tatsächlich trifft es zu, dass es i n
den USAschwerwiegende Menschenrechtsverletzungen
gibt", konterte das chi nesische I nformati onsministeri um
in ei nem"Human Rights Record of the United States i n
2001".

POSL: une autre Université!
"Beaucoup de questions restent ouvertes", écrit le POSL
dans sa prise de positi on sur l' Université de
Luxembourg. L' essentiel de ses divergences avec le
gouvernement provient de sa vision pl us ambitieuse de
ce que doit être cette université. Esti mant que le
Luxembourg a trop peu d' étudiants, les socialistes
demandent "une université démocrati que qui donne à
chaque résident de Luxembourg une chance de faire
des études supérieures", i dée chère à leur député Ben
Fayot. Or le projet gouvernemental met l' accent sur les
formations de 3e cycle et la création d' un pôle
d' excellence. "Ce n' est pas seulement la qualité, mais
aussi la quantité qui nous i ntéresse", écrit le POSL − et
demande une université offrant un certai n nombre de
formations complètes, i ncl uant donc des 2nd cycles.
Face à l' argument que cela mi nerait la traditi onnelle
mobilité des étudiant−e−s l uxembourgeois−es, les
socialistes se prononcent clairement: Oui pour
encourager la mobilité choisie, non àla mobilité forcée.
Enfi n, concernant la questi on du site, le POSL plai de
pour le regroupement sur un campus unique. Il i nvoque
la promoti on de l'i nterdisci pli narité, de la vie de
campus, et la mise en valeur opti male des
i nfrastructures, notamment d' une hypothéti que grande
bibli othèque universitaire.

Wildschweine: Füttern verboten?
Warum es so viele Wildschweine gebe, obwohl jedes
Jahr mehr abgeschossen würden, wollte der
Déi−Lénk−Abgeordnete Aloyse Bisdorff i n ei ner
parlamentarischen Anfrage i n Zusammenhang mit der
Schweinepest wissen. Außerdem: Was eine si nnvolle
Wil ddichte sei, und ob sie ohne strenge Regel ung der
Wildfütterung zu erreichen sei. I n sei ner Antwort
verweist der Umweltmi nister auf die als Folge der
Orkane von vor zehn Jahren entstandenen Dickungen.
Diese Biotope seien für die Schwei ne besonders
günsti g, und Bestandsverri ngerungen könnten nur
durch aufwändi ge Treibjagden erreicht werden.
Die Wil ddichte variiere i nnerhal b des Landes stark. Als
Maß für ei ne angepasste Dichte müssten die
Wildschäden gelten, so der Umweltmi nister weiter. Die
anormale Vermehrung der Wildschweine sei auf das
übermäßige Nahrungsangebot zurückzuführen: Wiesen
und Maiskulturen ei nerseits, Wil dfütterung durch die
Jäger andererseits. Die Problematik der Wildfütterung
solle auf ei ner der nächsten Sitzungen des "Conseil
supérieur de la chasse" angesprochen werden. Das
dürfte zu spannenden Diskussionen führen: I m Raum
steht dabei die von vielen Seiten erhobene Forderung
ei nes Wildfütterungsverbots.
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Ein Autofür alle?


